Erhöhung der Gewerbesteuer mit breiter Mehrheit beschlossen

Der Marktgemeinderat beschloss in seiner Sitzung vom 30.01.2003 mit großer Mehrheit eine Erhöhung des Gewerbesteuersatzes von 320 % auf 360 %. Bürgermeister Rupprecht zeigte sich von der Richtigkeit dieses Schrittes überzeugt, um Schaden von der Marktgemeinde abzuwenden. Ein Schritt – der gerade in der momentanen Situation – bei keinem Begeisterung auslöst. Doch die Gewerbetreibenden – vor allem die Personengesellschaften – werden durch diese Anhebung aufgrund von steuerlichen Verrechnungsmöglichkeiten nur in relativ geringem Umfang mehr belastet werden. Den Marktgemeinderat machte sich diese Entscheidung nicht leicht, allerdings gaben die stichhaltigen Argumente und die steuerlichen Zahlen für die Mehrheit des Marktgemeinderates den Ausschlag für den Beschluss.

Im Hauptausschuss wurden die Auswirkungen von Kämmerer Michael Schmidt bereits ausführlich erläutert. Dieser empfahl dem Marktgemeinderat noch einstimmig, den Gewerbesteuerhebesatz ab dem Haushaltsjahr 2003 auf 360 % festzulegen.

Der Gesetzgeber hat seit dem Jahr 1979 massiv in die Gewerbesteuer eingegriffen, so dass den Kommunen immer weniger von dieser Einnahmequelle bleibt. Durch das Steueränderungsgesetz 2001 können Personengesellschaften zusätzlich zu Ihrer Gewerbesteuer das 1,8-fache Ihres Messbetrages mit der Einkommensteuer verrechnen. Dadurch ist die Gewerbesteuer bis zu einem Hebesatz von knapp 360 % für Personengesellschaften mit einem Spitzensteuersatz von 48,5 % kostenneutral. Dies wird auch in einer schriftlichen Stellungnahme vom Bund der Selbständigen bestätigt. Von den 178 Unternehmen, die in Feucht Gewerbesteuer zahlen sind 70 % Personengesellschaften und 30 % juristische Personen (GmbH, AG). Kämmerer Michael Schmidt schätzt die Mehreinnahmen bei einer Hebesatzerhöhung auf ca. 275.000 Euro. Wichtig ist, dass aufgrund des Nivellierungssatzes, diese Einnahmen vollständig bei der Gemeinde verbleiben. Den Großteil hätten die Personengesellschaften zu zahlen, die in Feucht den größten Anteil einnehmen. Diese Betriebe können die Mehrzahlungen allerdings größtenteils mit der Einkommensteuer verrechnen. 

Diese Möglichkeit besteht bei den juristischen Personen nicht. Sie profitieren jedoch seit dem Jahr 2001 von der Senkung des Körperschaftssteuersatzes von 40 % auf 25 %. Obwohl diese nur ein Viertel der Mehrzahlungen verrechnen können, sparen Sie durch die Senkung des Körperschaftssteuersatzes pro Jahr ein Mehrfaches als die Gewerbesteuerhebesatzanhebung ausmacht. 

Mit den Zahlen aus 2001 rechnete Schmidt für jeweils 14 Betriebe – die mit Mehrzahlungen rechnen müssen – die Höhe der Beträge aus. Die Pläne und Auswirkungen wurden von Bürgermeister Konrad Rupprecht telefonisch den Betrieben mitgeteilt. Freude wurde dadurch nicht ausgelöst, aber es wurde ihm viel Verständnis entgegengebracht. Den Leuten sei es lieber, wenn das Geld in der eigenen Gemeinde verbleibt.

Erster Bürgermeister Rupprecht betonte, dass der Hebesatz von 360 % keine Dauerlösung sein müsse. Bei Änderung der steuerlichen Rahmenbedingungen durch den Bund sei auch eine Senkung des Hebesatzes kein Tabuthema betonten Bürgermeister und Kämmerer.

Die Anpassung des Gewerbesteuerhebesatzes ist sicherlich kein Patentrezept, sondern von den örtlichen Gegebenheiten der einzelnen Gemeinden abhängig. Die Bürgermeister des Landkreises wurden von Bürgermeister Rupprecht – in seiner Eigenschaft als Kreisvorsitzender des Bayerischen Gemeindetages – über die Vorteile und Auswirkungen schriftlich informiert.

Nachbarkommunen wie Wendelstein und Schwarzenbruck werden diesem Schritt wahrscheinlich folgen. Einige Gemeinden werden diese Entscheidung voraussichtlich auf das Jahr  2004 verschieben, wenn die Auswirkungen des Steueränderungsgesetzes 2001 im Haushaltsjahr 2003 deutlicher ersichtlich geworden sind.

